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Jan Wirrer, Bielefeld

,,Dat Negere rägelt dat Gesetz."

Anmerkungen zur niederdeutschen Übersetzung der Verfassung von
Mecklenburg-Vorpommern

1. Mit dem Niedergang der mittelniederdeutschen Schrifttradition im 16. und 17. Jh.

verlor das Niederdeutsche eine seiner bis dahin wichtigsten Domänen: die Domäne des

Rechts. Anhand von zahlreichen mittelniederdeutschen Rechtstexten, welche die

Entwicklung hin zu einer mittelniederdeutschen Rechtssprache deutlich dokumentieren,

lässt sich nachweisen, dass diese Domäne bereits damals sprachlich relativ weit aus-

gebaut war. Dies zeigt sich sowohl auf mikro- als auch auf meso- und makrostruktu-
reller Ebene. So entsprechen z.B. mittelniederdeutsche Grundstücksauflassungen in
weiten Teilen dem heute noch gebräuchlichen Muster (Wtnnrn [2001]).

Der Gebrauch des Niederdeutschen in Justiz und Verwaltung hat in den letzten

Jahren eine Renaissance erfahren. Dies dürfte nicht zuletzt aufdie Europäische Charta
der Regional- oder Minderheitensprachen zurückzuführen sein, die den Gebrauch der
in die Charta aufgenommenen Sprachen in diesen Domänen in den Art. 9 und l0 aus-

drücklich regelt. Einer breiteren Öffentlichkeit bekannt geworden ist eine auf Nieder-
deutsch verfasste Anmeldung beim Patentamt in München (INS/Srn. [2000a]) ebenso

wie die Tatsache, dass man sich sein Ja-Wort vor dem Standesamt in Bremen und
anderswo auf Niederdeutsch geben darf , und in der Zeitschrift Quickborn wird über
einen Hamburger berichtet, der seine Steuererklärung in niederdeutscher Sprache
ausgefüllt hat (NS [2000b]). Zumindest was das Prozessrecht betrifft, hätte es der
Charta allerdings gar nicht bedurft, auch wenn sich die beteiligten acht Bundesländer
in ihrem jeweiligen Charta-Vertragstext noch einmal ausdrücklich dazu verpflichten.
Dies lässt nämlich Urkunden, die in einer anderen Sprache abgefasst sind als Stan-
darddeutsch, ausdrücklich zu und weist darauf hin, dass die jeweils gewählte Sprache
keinen Einfluss auf die Rechtsfolgen von Urkunden hat. § 142, Abs. 3 gibt dem Gericht
allerdings die Möglichkeit, eine standarddeutsche Übersetzung anzufordem. Entspre-
chendes gilt für die mündliche Verhandlung, in der nach § 185 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes in derartigen Fällen ein Dolmetscherhirzuzuziehen ist. Außerhalb der
Prozessordnung war es darüber hinaus immer schon möglich, rechtsgültige Verträge
zwischen Privatpersonen in einer andern Sprache bzw. Sprachvarietät als dem Stan-
darddeutschen abzufassen. Allerdings wird von diesen Möglichkeiten kaum je von
solchen Personen Gebrauch gemacht, die des Standarddeutschen mächtig sind - und
das gilt heute fast ausnahmslos fi.ir alle Sprecher des Nordfriesischen, des Sater-

I Diese Information verdanke ich Claus Schuppenhauer vom Institut fur niederdeutsche Sprache in
Bremen.
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friesischen, des Nieder- und Obersorbischen, des Romanes, des Niederdeutschen sowie
des Dänischen, soweit sie der dänischsprechenden Minderheit in Südschleswig zu-
zurechnen sind. Mit Ausnahme des Dänischen und bis zu einem gewissen Grade des
Sorbischen verfügen diese Sprachen heute über keine fachsprachliche Varietäten, die
in Justiz und Verwaltung etabliert sind und dort ad hoc einsetzbar wären. Bei in
niederdeutscher Sprache ausgefüllten Steuererklärungen, bei auf Niederdeutsch ver-
fassten Anmeldungen beim Patentamt u. ä. m. handelt es sich daher, genau genofirnen,
um einen Gag, einen sympathischen zwar, aber eben doch einen Gag.

Dies gilt auch bei aller Sympathie für die niederdeutschen Versionen norddeutscher
Landesverfassungen, deren erste, die des Landes Mecklenburg-Vorpommern, hier im
Mittelpunkt der Betrachtung stehen soll. Entsprechend heißt es dort im Vorwort des
Präsidenten des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern:

,,De hochdüütsche Verfatung is un blifft ... dat Recht, wat gellt. De platt-
düütsche Fatung hett ne wichtige Nebenrull, so ok dorin, dat sick männigein mit
ehr Hülp womceglich ierst richtig in dat Juristendüütsch von de hochdüütsche
Fatung rinfinnen kann" (LeNorAG MECKLENBURG-VoRnoMMERN (Hrg.) o. J.,

s.s).

An diesem Zitat ist zweierlei bemerkenswert. Erstens hat die niederdeutsche Fassung
keinerlei verbindlichen verfassungsrechtlichen Status und zweitens enthält sie im
Gegensatz zur standardsprachlichen Fassung offenbar kein ,Juristendeutsch' bzw.
enthält dies in einem erheblich geringeren Maße und soll daher als Vehikel zum
Verständnis des gültigen Verfassungstextes dienen. Der erstgenannte Punkt spricht
dafür, dass auch ftr die Herausgeber die niederdeutsche Fassung kaum mehr als einen

- verfassungsrechtlich völlig irrelevanten - Gag darstellt. Im zweitgenannten Punkt
bedient sich der Verfasser des populären Inhaltstopos2 der Verständlichkeit bzw. Un-
verständlichkeit derjuristischen Fachsprache, wobei er die niederdeutsche Übersetzung
ftilschlicherweise dem fachwissenschaftlichen Vermittlungsdiskurs zuordnet.

Der erste Punkt ist evident und bedarf keiner weiteren Ausfi.ihrung, auf den zweiten
Punkt jedoch möchte ich an dieser Stelle genauer eingehen. Das ,,Dilemma der Ver-
ständlichkeit" (HemNcen 11979)), d. h. die sprachliche Darstellung und Erörterung
komplexer Gegenstände und die schwer auftrebbare Spannung zwischen sachange-
messenem und adressatenadäquatem Reden und Schreiben (vgl. Btonr tl996l), gilt für
Gesetzestexte und unter diesen zuvörderst ftir Verfassungstexte in einem besonderen
Maße. Sowohl Gesetzestexte allgemein als auch Verfassungstexte entstammen einer-

z Bei den Topoi der klassischen Rhetorik, hier formale Topoi genannt, handelt es srch um frequent
auftretende logische und semantrsche Schlussmuster, dre dem Auffinden von überzeugungsstarken
Argumenten dienen (KIuor [999j, TAPIE 12002a1, TAppE [2002b]). Davon zu unterscheiden sind
die in der klassrschen Rhetorik nicht vorgesehenen sog. Inhallstopoi. Hierbei handelt es sich um
,,inhaltliche oder thematrsche Gemeinplätze bzw. stereotypische Zuschreibungen von Prädikaten"
(Tappe [2002a] S.377) wie z.B. der schusselige Professor, der kühle Norddeutsche oder der hei/3-
blütige Südldnder.
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seits dem juristischen Fachdiskurs und richten sich dementsprechend an eine fach-
interne Öffentlichkeit, andererseits jedoch richten sich Gesetze, deren Aufgabe - sehr
generell umrissen - ja darin besteht, das soziale Zusammenleben zu regeln, prinzipiell
an jedermann und müssten daher so abgefasst werden, dass sie von jedem Bürger
verstanden werden können. Dass dieses Ziel insbesondere angesichts einer steigenden
gesellschaftlichen Komplexität nicht zu erreichen ist, dürfte unmittelbar ernsichtig sein
und bedarf keiner weiteren Diskussion. Tatsache jedoch ist, dass sich das Problem der
doppelten Adressiertheit von Gesetzestexten flir jeden Bereich unterschiedlich darstellt
und unterschiedlich gewichtet ist. An dem einen Ende der Skala finden sich Bereiche,
mit denen in der Praxis nur Experten und so gut wie nie Laien befasst sind wie z. B. das

Patentrecht oder das Prozessrecht. Hier geht es vor allem um Sachangemessenheit, der
fachexteme Diskurs spielt hier bestenfalls eine untergeordnete Rolle. An dem anderen
Ende der Skala stehen Verfassungstexte, also Gesetzeswerke, welche - ausgehend von
basalen Wertentscheidungen - das soziale Miteinander im Grundsatz regeln und die
grundlegenden Rechte und Pflichten, die für jedermann gelten, festlegen. Das Verfas-
sungsrecht steht somit an der Spitze einer Hierarchie von über- und untergeordneten
Regeln, so dass ihm ,,die Stellung einer ... höchstrangigen Rechtsnorm zukommt"
(FuNr [996] S. 7). Daher sollten gerade diese Texte einerseits sachangemessen,
andererseits jedoch für jeden Bürger verständlich sein. Wer immer als juristischer Laie
Verfassungstexte liest und diese mit anderen Gesetzestexten vergleicht, dürfte die
Feststellung machen, dass Verfassungstexte tatsächlich - zumindest in aller Regel - ein
hohes Maß an Gemeinverständlichkeit erreichen. Dies gilt auch für die aus dem Jahr
1993 stammende - vorläufige - Version der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommem, die der hier zu analysierenden niederdeutschen Übersetzung als Vorlage
gedient hat3. Dass nun die niederdeutsche Fassung die Verständlichkeit dieses ohnehin
recht leicht rezipierbaren Textes erhöhen soll und damit dem Vermittlungsdiskurs
zuzurechnen ist, ist aus zwei Gründen nicht nachzuvollziehen. Zum einen gibt es heute
keine monoglotten Sprecher des Niederdeutschen mehr, so dass es einer Übersetzung
ins Niederdeutsche aus Gründen einer mangelnden standardsprachlichen Kompetenz
nicht bedarf, zum anderen wäre - die erwähnte Kompetenz in Rechnung gestellt - von
einem Text des Vermittlungsdiskurses zu erwarten, dass er den Text kommentiert, nicht
aber übersetzt.

2. Verfassungen gehören zur Gruppe der vorgeformten Texte. Ihnen liegt eine spe-
zifische Basisstruktur zugrunde, die sich sowohl auf die Makro- als auch auf die Meso-
und Mikrostruktur ersheckt. Je nach Verfassungstradition mag diese Struktur zwar von
Staat zu Staat mehr oder minder stark variieren; dennoch ist davon auszugehen, dass

Diese Version ist am 15. I l. 1994 unverändert in Kraft getreten (LANDTAG MEcKLENBURc-VoR-
PoMMERN [997], inzwischen aber durch eine überarbeitete Fassung abgelöst worden.

Aus dieser Perspektive wäre eine Übersetzung ins Russische, Türkische, Kurdische etc. sehr viel
sinnvoller.
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alle modemen Verfassungen auf makrostruktureller Ebene demselben Muster oder doch

sehr ähnlichen Mustern folgen. Es würde zu weit führen, im Rahmen dieser Publikation

auf diesen Punkt weiter einzugehen.
Die Verfassung Mecklenburg-Vorpommerns beginnt mit einer Präambel. Dieser

folgen vier mit arabischenZiffem indizierte wdAbschnitl genannte Textteile, die sich

ihrerseits - mit Ausnahme des letzten Abschnittes - in mit römischen Ziffem
ausgezeichnete Unterabschnitte unterteilen. Diese gliedern sich in sich in eine unter-

schiedliche Anzahl von Artikeln, wobei die Artikel vom Beginn des Verfassungstextes

durchnummeriert werden unabhängig davon, in welchem Abschnitt bzw. Unterabschnitt

sie stehen. Der erste Abschnitt firmiert unter der Überschrift Grundlagen und teilt sich

in die Unterabschnitte Staatsform, Grundrechte und Staatsziele, der zweite Abschnitt

ist mit ,S/aalso rganisation überschrieben und gliederl sich in die Unterabschnitte Land-

tag, Landesregierung tnd Landesverfassungsgericht. Der dritte Abschnitt, Staatsfunk-

tionen, enthält die Unterabsclnitte Rechtsetzung und Verfassungsänderung, Initiativen
aus dem Volk, Voll<sbegehren und Voll<sentscheid, Haushalt und Rechnungsprüfung,

Landesver'vyaltung und Selbstverwaltung sowie Recälssprechung, der vierte und letzte

Abschnitt ist mit SchlulSbestimmungen überschrieben. Die thematische Struktur dieser

Verfassung hat - in sehr groben Zügen - folgendes Aussehen: In der Präambel wird ein

performativer Akt vermittels einer minimalen narrativen Themenentfaltung sprachlich
wiedergegeben, nämlich dass sich die Bürger des Landes auf der Grundlage des Grund-
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland die betreffende Verfassung gegeben hätten.

Damit ist das übergeordnete Hauptthema, eine demokratische Verfassungfi)r das Land

Mecklenburg-Vorpommern, angesprochen. Im Abschnitt Grundlagen werden die

Hauptthemen zweiter Ordnung aufgefrihrt, die dann in den anderen Abschnitten durch

Unterthemen verschiedener hierarchischer Ordnung weiter entfaltet werden. So wird
das Hauptthema Staatsform im Abschnitt durch das Unterthema Staatsorganisation
entfaltet, welches sich seinerseits in die Unterthemen Landtag, Landesregierung und
Landesverfassungsgericht gliedert. Allerdings findet hinsichtlich des Themas Grund-
rechtebereits im ersten Abschnitt eine relativ detaillierte Entfaltung statt, die dann, was

deren praktrsche Umsetzung betrifft, in den Abschnitten 2-5 fortgeführt wird wie z. B.

in Art.37, in welchem es um die Bestellung eines Datenschutzbeauftragten geht. Ent-
sprechendes gilt fi.ir das Hauptthema Staatsziele, das ebenfalls im ersten Abschnitt eine

relativ detaillierte Entfaltung erfährt, die in anderen Abschnitten wie z.B. in Art. 75,

welcher die Einrichtung von Landschaftsverbänden und deren Aufgaben zum Inhalt hat,

weitergeff.ihrt wird. Da in diesem Art. u. a. die Förderung der kulturellen Besonder-

heiten der Landesteile Mecklenburg und Vorpommem als Aufgabe der Landschafts-
verbände hervorgehoben wird, ergibt sich zugleich ein Bezug zum Hauptthema

Grundrechte, dessen Entfaltung in Art. 16, Förderung von Kultur und Wissenschaft,

sich in Art. 75 in konkretisierter Form fortsetzt. Was hiermit zum Ausdruck kommt, ist
die Tatsache, dass es sich bei der inhaltlichen Makrostruktur des Verfassungstextes
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nicht nur um eine einfache Themenhierarchie, sondem um eine hierarchisierte Themen-

vernetzung handelts.
In der Strukturhierarchie des Textaufbaus nimmt die Mesostruktur eine Zwischen-

stellung ein. Während die Mikrostruktur lediglich Strukturen innerhalb des Satzrah-

mens erfasst, umfasst die Mesostruktur satzübergreifende Strukturen, ohne selbst eine

vollständige kommunikative Einheit zu sein. In Arbeiten zur Textlinguistik ist zwar

meist nur von Mikro- und Makostrukturen die Rede, es dürfte aber unmittelbar
einleuchten, dass ohne die Annahme einer dazwischenliegenden Ebene die Gesamt-

struktur eines Textes nicht adäquat zu beschreiben ist. Wählt man ein top-down-Ver-
fahren, so ergibt sich die Notwendigkeit zur Annahme mesostruktureller Einheiten
bereits angesichts des Befundes, dass makrostrukturelle Entitäten in der Regel nicht nur

durch einen Satz, sondem durch mehrere syntaktisch und semantisch miteinander
verknüpfte Sätze sprachlich realisiert sind und sich thematische Subgruppen bilden
lassen, die ihrerseits aus geordneten Mengen von Sätzen bestehen. Wählt man ein

bottom-up-Verfahren, dann wird deutlich, dass bereits wegen des Vorkommens satzver-

knüpfender Deiktika, aber auch aufgrund rein semantischer Relationen eine nächsthö-

here Stufe anzusetzen ist, die noch nicht den Text als kommunikative Ganzheit umfasst.

- Auch unter den mesostrukturellen Einheiten gibt es nun solche, die man als vorge-
formt bezeichnen kann. Dies gilt, wie anhand der mecklenburg-vo{pommerschen Ver-
fassung zuzeigen sein wird, für juristische Texte im weitesten Sinne, es gilt flir in
einem kommentierten Vorlesungsverzeichnis enthaltenen Ankündigungen - Zur vor-
herigen Lektüre empfohlen: [LiteraturlisteJ -und manch andere Textsorten mehr.

Dass es auf mikrostruktureller Ebene polylexikalische Strukturen unterschiedlicher
Festigkeit gibt, ist unumstritten. Zu diesen gehören Phraseologismen im weitesten Sin-
ne, d. h. inklusive satzwertiger Phraseologismen wie Sprichwörter und Gemeinplätze,
aber auch Kollokationen, die häufig eine relativ geringe Festigkeit aufiveisen. Von Vor-
geformtheit auf mikrostruktureller Ebene spricht man dann, wenn für einen Slot, der die

Satzgrenze nicht überschreitet, mehrere Altemativen unterschiedlicher Festigkeit be-

s Die deutlich ältere Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen (Verfassungfir das Land Nordrhein-
LYestfulen l20OZ)) - sie stammt aus dem Jahre I 950 - zeigt zwar nicht dieselbe, aber doch eine ähn-
lrche Makrostruktur. Sie beginnt mit einer Präambel und ist nach Teilen (entspricht den Abschnüten
der mecklenburg-vorpommerschen Verfassung), Abschnitten (in der mecklenburg-vorpommerschen
Verfassung nur durch römische Zahlen gekennzeichnet) und Artikeln gegliedert, die sich rhrerseits in
Absätzen ausdrfferenzreren. Es würde zu weit führen, an dreser Stelle eine ausführlche Darstellung
der Makrostruktur der nordrhein-westftilischen Verfassung vorzunehmen, daher sollen hier nur weni-
ge Bemerkungen zur grdbsten Gliederung des Textes genügen. Der erste Teil betrifft dte Grundlagen
des Landes, der zweite handelt von den Grundrechten und der Ordnung des Gemeinschaftslebens -
diese ebenfalls Grandrechle genannten Inhalte srnd in der mecklenburg-vorpommerschen Verfassung
in den ersten Abschnitt integriert -, der dritte Terl entspricht zunächst dem drrtten Abschnitt der
mecklenburgisch-vorpommerschen Verfassung, integriert allerdrngs auch andere Inhalte bis hin zur
Rechtspflege, zum Verfassungsgerichtshof und zur Verwaltung, die rn der mecklenburg-vorpom-
merschen Verfassung zwar rn ähnhcher Reihenfolge, jedoch in eigenen Abschnitten abgehandelt
werden.
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reitstehen. Um das obige Beispiel aufzugreifen: Statt Zur vorherigen Lektüre empfoh-
lenkann es auch heißen Lektüreempfehlungen, empfohlene Literatur u. ä. m.

Nun sind Verfassungstexte wie alle juristischen Texte fachsprachlich geprägt. Nach
laientheoretischer Auffassung bestehen Fachsprachen eigentlich nur aus einer Menge
von speziellen, in der Alltagssprache nicht vorkommenden Termen. Dass diese Auffas-
sung zu kurz greift, dürfte aufgrund der obigen Erörterung nicht weiter umstritten sein.
Um Teil eines Fachdiskurses zu werden, darf ein Text nicht lediglich mit einigen Fach-
termini gespickt sein, sondern muss auch fachspezifische Kollokationen enthalten. So
wird eine einstweilige Verfiigung ,erwirkt', nicht aber ,durchgesetzt'oder ,erstritten',
ein Gesetz ,tritt in Kraft'wd ,wird' nicht einfach il\ ,gültig', ein Laut wird ,ver-
schoben ', nicht aber ,verdndert' , eine Inferenz wi.rd ,gezogen ' , nicht jed och ,vollzo-
gen'u. ä. m. Darüber hinaus muss ein solcher Text bestimmten makro- und meso-
strukturellen Erfordernissen nachkommen, um sich von Texten des Alltagsdiskurses zu
unterscheiden und in den fachwissenschaftlichen Diskurs aufgenommen werden zu
können. Somit steht außer Frage, dass fachsprachliche Texte makro-, meso- und mikro-
strukturell vorgeformt sind, auch wenn man hier verschiedene Grade von Vorgeformt-
heit in Rechnung stellen muss.

3. Mit welchen spezifischen Schwierigkeiten sieht sich nun ein Übersetzer6 konfron-
tiert, der einen Verfassungstext von einer Ausgangssprache in eine Zielsprache über-
ttägt?

Die Übertragung der Makrostruktur des Textes dürfte in aller Regel vor keinerlei
Schwierigkeiten stellen, auch wenn bereits hier von leicht differierenden Verfassungs-
traditionen ausgegangen werden muss. So beginnen manche Verfassungen nicht mit
einer längeren Präambel, sondern - wie die französische - nur mit einem einleitenden
performativen Satz (vgl. Geurtsn [999]); auch die Zuordnung einzelner Inhalte zu
bestimmten Abschnitten und Artikeln mag von Staat zu Staat, aber auch von Epoche zu
Epoche differieren. So subsumiert die Weimarer Verfassung den Artikel zum Schul-
wesen (Art. l0) unter AuJbau und Aufgaben des Reiches, das Grundgesetz der Bundes-
republik DeutschlandT subsumiert den entsprechenden Artikel (Art. 7) unter Grund-
rechte, einen Abschnitt, den die Weimarer Verfassung nicht kennt. Lediglich die Über-
schriften zu den einzelnen makrostrukturell relevanten Abschnitten können dem Über-
setzer Schwierigkeiten bereiten. Dies ist jedoch ein mikrostrukturelles Problem und
daher an entsprechender Stelle zu behandeln.

Bereits die mesostrukturellen Einheiten eines Verfassungstextes können den Über-
setzer Schwierigkeiten bereiten. Solche Einheiten sind in einem unterschiedlichen
Grade vorgeformt und verlangen z. T. das Vorkommen formelhafter spezifischer Wen-

Aus Cründen der sprachlichen Verernfachung und der sprachlichen Asthetik, die auch ein wissen-
schaftlicher Text nrcht vollständig vernachlässigen sollte, bediene ich mich des generischen Masku-
linums.

Bei den Bezugnahmen aufandere als Landesverfassungen stütze ich mich hrer aufHILoesRANor
(1985) als Textgrundlage.
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dungen auf der Mikroebene und spezifische satzübergreifende Strukturen. Dies gilt
z. B. fi.ir den Art. 7, Abs. I der mecklenburgisch-vorpommerschen Landesverfassung,

der Art. 5, Abs. 3 des Grundgesetzes wörtlich übernimmt:

Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sindfrei. Die Freiheit der Lehre
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Hier wären auch andere Satzverknüpfungen, aber auch andere Formulierungen inner-
halb des Satzrahmens möglich wie z. B.:

*Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Verfassungstreue. Ansonsten

sind Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehrefrei.

Oder:

*Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Lehrfreiheit

findet dort ihre Grenzen, wo sie in lViderspruch mit der Verfassung gerdt.

Alle drei Varianten sind extensionsgleich, d. h. sie sagen dasselbe aus. Allerdings
gehört lediglich die erste zum Kanon von Verfassungstexten, nichtjedoch die anderen.

Ein besonders anschauliches Beispiel für eine mesostrukturelle Vorgeformtheit
bieten die Artikel, die den Amtseid betreffen. Ein Vergleich zwischen den entsprechen-
den Artikeln des Grundgesetzes (Art. 56 [Amtseid des Bundespräsidenten]), der
Verfassungen der Länder Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommems (Art.
53 bzw. Art. 44 fAmtseid der Mitglieder der Landesregierung]) und der Weimarer Ver-
fassung (Art. 42 [Amtseid des Reichpräsidenten]) ergibt folgende Grundstruktur:
Einleitungsformel, Eidesformel, Hinweis auf die/eine religiöse Beteuerung. Die Einlei-
tungsformel und der Hinweis bestehen aus jeweils einem Satz, die Eidesformel besteht
aus zwei Sätzen, sofern sie die religiöse Beteuerung So wahr mir Gott helfe enthält.
Auch hier können die Teile nicht ohne weiteres verschoben werden, auch wenn dies im
Prinzip sprachlich möglich wäre wie z. B.: Einleitungsformel, Hinweis auf die religiöse
Beteuerung (etwa: Der folgende Eid kann auch ohne die in ihm enthaltene religiöse
Beteuerung geleistet werden), Eidesformel8.

Es ist evident, dass sich der Übersetzer eines Verfassungstextes streng an die meso-
strukturellen Vorgaben des Ausgangstextes halten muss, selbst wenn z. B. ästhetisch-
stilistische Gründe dagegen sprechen. Darüber hinaus ist zu beachten, dass die vorge-
formten mesostrukturellen Einheiten Teil der Verfassungstradition bzw. generell der

a Dabei ist unbestritten, dass die Texte - innerhalb des durch diese mesostruturellen Vorgabe gesetzten

Rahmens - aufmrkrostruktureller Ebene durchaus differieren können. Das gilt sogar ftr die hoch-
gradig vorgeformte Eidesformel selbst. So sind die Verfassungen der Länder Nordrhein-Westfalen
und Mecklenburg-Vorpommern - abgesehen von dem expliziten Vorkommen der religicisen Beteue-
rung in der Verfassung NRWs - durch mrkrostrukturell rdentische Formeln eingerahmt (Ich schwöre,
daJ3 ich meine ganze Kraft ... meine Pfitchten gewissenhaft erfiillen und Gerechugkert gegenjeder-
mann üben werde); nnerhalb dieses Rahmens gibt es ledoch deutlrche inhaltliche und stilistische
Unterschiede.
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Rechtstradition eines Landes sind und daher stets in diesem Kontext interpretiert wer-
den müssen.

Dies gilt umso mehr ftir die mikrostrukturelle Ebene und die auf ihr zu lokali-
sierenden Fachterme und Fachkollokationen. Hier gibt es mindestens drei sprachliche
Ausgangslagen, denen sich der Übersetzer konfrontiert sieht:

- In der Zielsprache gibt es einen der Ausgangssprache entsprechenden Term, der in
jeweils gleichen Kontexten verwendet wird.
In der Zielsprache gibt es einen annähemd entsprechenden Term, der aufgrund der
Rechtstradition der Zielsprache eine Bedeutungsnuance aufiveist, die er in der Aus-
gangssprache nicht hat.

- In der Zielsprache gibt es keinen der Ausgangssprache entsprechenden Term.

Der erstgenannte Fall bereitet keine Probleme und bedarf daher keiner weiteren Diskus-
sion. Der zweitgenannte erfordert - je nach unterschiedlicher Bedeutungsnuancierung

- eine Einzelfallentscheidung: Entweder der annähemd entsprechende Term wird ein-
gesetzt und ggf. auf die Bedeutungsnuance verwiesen oder der Übersetzer schafft,
basierend auf dem in der Zielsprache vorfindlichen sprachlichen Material, einen Neolo-
gismus bzw. begnügt sich mit einer Hybridbildung, oder er führt den Term der Aus-
gangssprache als Fremdwort in die Zielsprache ein. Im drittgenannten Fall verbleiben
zwei Möglichkeiten: Der Term aus der Ausgangssprache wird als Fremdwort in das

Lexikon der Zielsprache übernommen oder der Übersetzer kreiert einen Neologismus,
sei es in Form einer Hybridbildung, sei es vermittels sprachlichen Materials, das er
vollständig der Zielsprache entnimmt.

Nun gehören Verfassungen nicht nur deshalb zu den relativ leicht übersetzbaren
Gesetzestexten, weil sie stärker auf Gemeinverständlichkeit abzielen als andere Texte
dieser Art und daher von fachsprachlichen Termen und Kollokationen relativ wenig
Gebrauch machen, sondem auch deshalb, weil es eine übernationalstaatliche Verfas-
sungstradition und demzufolge gemeinsame Wurzeln gibt. Es kann hier nicht darum
gehen, diese Tradition an dieser Stelle nachzuzeichnen, es sei nur daraufverwiesen,
dass die erste moderne demokratische Verfassung, nämlich die US-amerikanische aus

dem Jahre 1787, anderen demokratischen Verfassungen - so auch der französischen
von 1793 - als Leitlinie dientee.

Ist die Zielsprache eine Sprache, die in der Domäne der Jurisprudenz nicht präsent
ist, so stellen sich die Probleme, denen sich ein Übersetzer konfrontiert sieht, anders
dar als im Falle standardisierter Nationalsprachen mit einer bis heute andauernden
juristischen Tradition. Dies gilt auch für das Niederdeutsche, das mit dem Zerfall der
mittelniederdeutschen Schrifttradition bereits lange vor der Erarbeitung der Verfassung
der USA die Domänen von Gesetz und Verwaltung verloren hatte. Der Übersetzer kann

e Ergänzend ser hier nur erwähnt, dass dre US-amerikanische Verfassung sich ihrerseits u. a. auf
,Verfassungsvorläufer'wie dre Magna Charta aus dem Jahre 1215, die Petition ofRights aus dem
Jahre 1628, die Habeas Corpus Akte aus dem lahre 1679 und die Bill ofRights aus dem Jahre 1689
stützt.
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hier also weder aufeine sprachspezifische Tradition noch aufeine Fachsprache zurück-
greifen. Im Falle einer Übersetzung eines standarddeutschen juristischen Textes ins

Niederdeutsche ist daher die juristische Tradition mit der des standarddeutschen Ori-
ginals identisch. Damit stellt sich die Frage nach der Einbettung in eine andere

nationale Verfassungstradition hier nicht. Dies ist sicher einerseits eine Erleichterung
fiir den Übersetzer, verlangt aber andererseits nach einem höheren Maß an Kreativität,
vor allem was die mikro-, aber auch z. T. die mesostrukturelle Ebene betrifft.

Ein weiterer Gesichtspunkt, auf den bisher nicht eingegangen wurde, sind be-

stimmte Stiltraditionen, die ebenfalls zur Fachsprache im weitesten Sinne zählen und

die - was z. B. fi.ir die wissenschaftlichen Fachsprachen, aber auch die der Jurisprudenz
in ihrer Gesamtheit zutrifft - im Wesentlichen dem Bemühen um Sachgerechtigkeit
geschuldet sind. Dieser Gesichtspunkt, der bei Übertragungen von einer amtlichen Na-
tionalsprache in eine andere in der Regel von untergeordneter Bedeutung ist, wird ber

nicht-standardisierten Sprachen wie dem Niederdeutschen, deren Domänen sich im
Wesentlichen auf die gesprochene Sprache und dort auf den Nahbereich beschränken,
besonders virulent.

4. Wie ist nun Jürgen Gundlach, der Übersetzer der mecklenburg-vorpommerschen
Verfassung, mit diesen Schwierigkeiten umgegangen? Dieser Frage soll in diesem
Abschnitt anhand einiger ausgewählter Beispiele nachgegangen werden.

Was die Makrostruktur des standarddeutschen Ausgangstextes betrifft, so bildet der
niederdeutsch e Zieltext diese erwartungsgemäß in einem I : I -Verhältnis ab. Dies ändert
sich - allerdings in relativ wenigen Fällen - bereits auf der mesostrukturellen Ebene.
Allerdings sind die Differenzen auch hier minimal, betreffen in keinem einzigen Fall
die Grobgliederung der Artikel nach Absätzen und sind ausschließlich mit Bezug auf
unmittelbare Satzverknüpfungen nachweisbar, also in einem Bereich, der bereits die
mikostrukturelle Ebene tangiert. Von den wenigen Belegen seien hier zwei als Beispie-
le aufgeführt.
Wie bereits oben erwähnt, hat der Art. 7, Abs. I des Ausgangstextes folgenden
Wortlaut:

Kunst und l{issenschaft, Forschung und Lehre sindfrei. Die Freiheit der Lehre
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Demgegenüber heißt es in der niederdeutschen Übersetzung:

Kunst un l4tötenschop, Forschen un Lihr sündfri. CEwerwenn ok de Lihrfri is,
so is doch dat högere Recht de Tru to de Verfatung.

Bedingt durch die Vermeidung des Nominal§tils des Ausgangstextes, sind in der nie-
derdeutschen Version beide Sätze vermittels der adversativen Konjunktion ewer und
der konzessiven Konjunkti on wenn ok auf der Textoberfläche miteinander verknüpft,

261
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wohingegen das standarddeutsche Original die durch das Grundgesetz kanonisierte
Fassung mit einer asyndetischen Verbindung beider Sätze präferiert'0.

Das zweite Beispiel betrifft den Art. 17, Abs. 1. Dieser lautet im Ausgangstext:

Das Land trdgt zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen bei. Es sichert
im Rahmen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts einen hohen Beschäfti-
gungsstand.

Jürgen Gundlach übersetzt:

Dat Land sorgt mit dorfi)r, dat die Arbeitsplötze, die dor sünd, bestahn bliben
un dat nige dortaukamen. Meglichst vril Minschen selen Arbeit hebben, dorbi
sall ewer dat ganze l[tirtschaftsgefi)ge nich ut dat Glikgewicht rutkamen.

Abgesehen von syntaktischen Unterschieden, auf die ich an dieser Stelle noch nicht zu
sprechen komme, unterscheidet sich die Übersetzung in einem Punkt, der die seman-
tische Struktur des Absatzes und damit eine mesostrukturelle Einheit des Gesamttextes
ein wenig verändert. Gundlach umgeht eine nominale Übersetzung von Beschäftigungs-
stand und übersetzt stattdessen mit'einem vollständigen Satz, was dazu führt, dass dem
einfachen Satz des Originals in der niederdeutschen Fassung eine parataktische Rei-
hung zweier Hauptsätze entspricht. Dies wiederum - und das macht die semantische
Differenz aus - hat eine andere Topikalisierung zur Folge. Während im Ausgangstext
der Proterm es mit Referenz auf das Land topikalisiert wird, wird das Subjekt des Ein-
gangssatzes in Gundlachs Übersetzung nicht wieder aufgenommen. Stattdessen werden
im ersten Teilsatz meglichst väl Minschen und im zweiten Teilsatz durch das Pro-
adverb dorbi der gesamte erste Teilsatz topikalisiert. Damit gehört dieser Teil der
Übersetzung zu den wenigen Stellen, die als ,verbesserungsbedürftig' einzustufen sind.

Die deutlichsten - und darüber hinaus sehr zahlreichen - Unterschiede zwischen
dem Original und seiner Übersetzung finden sich erwartungsgemäß auf der mikrostruk-
turellen Ebene. Bei meiner folgenden Beispielanalyse gehe ich dabei stets vom
standardsprachlichen Original aus und suche dann nach den niederdeutschen Entspre-
chungen des Zieltextes. Ich komme zunächst zu den monolexikalischen Einheiten.

Bei den Übersetzungen der monolexikalischen Einheiten des Ausgangstextes lassen
sich sechs z. T. randunscharfe Klassen unterscheiden:

Fremdwörter,

- Lehnwörter,
Hybridformen,

- Lehnübersetzungen,
Satzgefügerr.

ll

Die von Cundlach gewählte Satzkonstruktion erfordert den Einsatz der Partikel doch. Wegen ihrer
schwer bestimmbaren Bedeutung sollten Partrkel in juristischen Texten - wenn rrgend möglich -
vermieden werden.

Lehnschöpfungen lassen srch, soweit ich sehe, nicht nachwersen.
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Am unproblematischsten ist die Klasse der Fremdwörter. Unter diese Kategorie fallen

sowohl solche Lexeme, die auch im Standarddeutschen Fremdwörter sind, als auch ins

Niederdeutsche übemommene Lexeme standarddeutscher Herkunft. Zu den erstgenann-

ten zählen z.B. Demokratie (Art. 3)12, Ministerprösident (Arl. 42) und Petition (Art.
35), wobei Demokratie und Ministerprösident längst ins niederdeutsche Lexikon
integriert sein dürften, wihrend Petition möglicherweise erst von Grundlach ins Nieder-

deutsche eingeführt worden ist. Zur Klasse der aus dem Standarddeutschen entnom-

menen Fremdwörter sind meist der Fachsprache der Jurispudenz bzw. der Verwaltung
entnornmen. Dazu gehören z.B. Datenschutz (Art.6), Geschöftsordnung (Art. 32) und

Kostendeckung (Art. 64).

Der Übergang vom Fremdwort zum Lehnwort ist bekanntlich fließend. Zwar gibt es

eindeutige und daher typische Vertreter beider Klassen, es gibt aber auch solche, bei

denen die Zuordnung nicht eindeutigist. Zu diesen zählt Minister, das in der Pluralbil-
dung der niederdeutschen Morphologie folgt: Ministers (Arr.42). Typischere Veftreter
sind demgegenüber z. B. die Komposita Landdag (Art. 20), Ulschu/Smitglieder (Art.
34), Datenschutzberyfuagklgkl(Art. 37) und Richterwahlulschu/3 (Art. 76), in denen
jeweils unterstrichenen Bestandteile der Zielsprache phonetisch und morphologisch
angeglichen sind. Zumindest bei den letzten drei Beispielen dürfte es sich um okkasio-
nelle Bildungen handeln.

Auch zwischen Lehnwörtern und Hybridformen gibt es keine scharf zu ziehende

Grenze. Dies gilt besonders dann, wenn es zu Transferenzenbzw. Interferenzents zwi-
schen zwei nah verwandten Sprachen wie dem Standarddeutschen und dem Nieder-
deutschen kommt. Hier stellen die Deverbativa mit dem Suffix -ung, die sowohl im
Ausgangstext als auch im Zieltext sehr frequent vorkommen, ein besonderes Problem
dar. Die ursprüngliche niederdeutsche Entsprechung dieses Derivationssuffixes lautet
bekanntlich -ing. Allerdings ist - bedingt durch intensiven Sprachkontakt - -ung im
modernen Niederdeutsch ein sehr gängiges Suffix, so dass es gute Gründe fi.ir die
Annahme gibt, dass es bereits seit längerem Eingang in den grammatischen Bestand des

Niederdeutschen gefunden hat'4. Geht man von der Annahme aus, dass dies so ist, dann
handelt es sich z.B. bei Tausammenstellung (Art. 20), Unnerichtungsplichten (Art. 39),
Lannesregierung (Art.4l), aber auch Verfaturg nicht um Hybridformen, um Lehn-
wörter. Typische Vertreter von Hybridformen sind demgegenüber z. B. CEverhangman-
dat und Utglikmandar (beide Art. 20) und zwar unabhängig davon, ob man die ent-

t2

l3

Zahlrerche der hier und im Folgenden aufgeführten sprachlichen Daten kommen in beiden Versionen
der mecklenburg-vorpommerschen Verfassung mehrmals vor. Ich beschränke mich hier und im
Folgenden jedoch aufjeweils einen Stellennachweis.

Diese Terme werden häufig als Synonyme verwendet. Als solche sind sie hier nicht zu verstehen. Mit
Transferenz wird hier die dauerhafte Übernahme einer sprachlichen Entität der Ausgangssprache ins
Lexikon der Zielsprache bezeichnet - sei es ins Lexikon oder ins Arsenal der grammatischen Mor-
pheme, wohingegen der Terminus Interferenz auf ad-hoc-Übernahme referiert.

Von dreser Annahme geht auch die Niederdeulsche Grammatik aus (vgl. LINDow et al. [1998]
s. 142).

l4
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sprechenden Standarddeutschen Komposita als Hybridformen wertet oder nicht. Mrt
Ausnahme von Tausammenstellungund Lannesregierung dürfte es sich bei allen ange-
führten Beispielen um okkasionelle Bildungen handeln.

Lehnübersetzungen zeichnen sich bekanntlich dadurch aus, dass sie Morpheme der
Ausgangssprache Morphem für Morphem in die Zielsprache übertragen. Ein Parade-

beispiel ist das standarddeutsche Lexem Fu/|ball, welches beide Bestandteile des

englischen Kompositums football vermittels standarddeutscher Morpheme übersetzt.
Entsprechende Beispiele aus der Übersetzung von Jürgen Gundlach sind die okkasio-
nellen Bildungen Schaulplicht (Art. 15), Öllstenral (Art. 30) und Husholtplan (Art.
30). Zur Gruppe der Lehnübersetzungen zählt nicht zuletzt auch Aforrerlen (nur im
Plural belegt) (kt.22). An dieser ad-hoc-Bildung ist Folgendes bemerkenswert: Wie
im Standarddeutschen handelt es sich um ein nomen agentis. Während sich dieses im
Standarddeutschen jedoch mit abordner auf ein Verb zurückführt, sucht man im
Niederdeutschen nach einem entsprechenden Verb vergebens: Weder orren noch - als
mögliche Variante - orden oder gar aforren bzw. aforden sind im Niederdeutschen
belegt. Stattdessen findet sich ein Substantiv Orrerbzw. Order in der Bedeutung
Befehl, Order, Anweisung. Über eine implizite Derivation, nämlich Wortstamm orr *
verbales Flexionssuffix, in diesem Fall das des Partizips Perfekt, wird der Wortstamm
mit dem Derivationssufftx -er verbunden, wodurch das nomen agentis Aforreter (Pl.
Aforreten) entsteht, was zugleich zeigt, dass die von Gundlach präferierte Wortbildung,
nämlich Aforrerter, vom grammatischen System des Niederdeutschen her nicht
nachvollziehbar ist.

Juristische Texte, also auch Verfassungen, zeichnen sich - wie viele fachsprachliche
Texte - durch ihren Nominalstil aus. Nach laientheoretischer Auffassung lässt das
Niederdeutsche aufgrund seiner grammatischen Struktur einen solchen Stil nicht zu.
Selbstverständlich ist diese Aussage linguistisch nicht haltbar. Sie spiegelt aber die
Erfahrung der linguistischen Laien wieder, weil ihnen das Niederdeutsche ja vor allem
als gesprochene Sprache bzw. bestenfalls als Sprache der niederdeutschen Belletristik
begegnet. Es ist nun auffiillig, dass auch Jürgen Gundlach an vielen Stellen seiner Über-
setzung den Nominalstil des Ausgangstextes meidet, wodurch - wie zuztgeben ist - der
Text fiir den mit dem Niederdeutschen vertrauten Leser ,flüssiger' klingt. Soweit es

monolexikalische Einheiten betrifft, handelt es sich dabei bezeichnenderweise in den
meisten Fällen um die Übersetzung von Deverbativa. Ein besonders schönes Beispiel,
in welchem seitens des Übersetzers gleich zwei Deverbativa umgangen werden, findet
sich in Art. 13, der im Original mit der Überschrift Förderung der Gleichstellung von
Mönnern und Frauen überschrieben ist. Gundlach übersetzt diese Nominalphrase mit
einem Nebensatz, der im Übrigen gleich zu Beginn von Abs. I in leicht veränderter
Form wieder aufgenommen wird: Dat Frugens un Mönner gliektaustellen sünd. Ein
entsprechendes Beispiel bietet die Überschrift des ersten Teils des dritten Abschnittes,
nämlich Rechtssetzung und Verfassungscinderung, mit der Übersetzung LTo dat Recht
sett't un de Verfatung önnert warden kann. Jedoch nicht nur Deverbativa, sondem auch
einfache Substantive werden nach diesem Muster übersetzt. So lautet der Eingangssatz
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des Art. 54 im Originahext: Ein Gesetz regelt Organisation und Verfahrents des Lan-

desverfassungsgerichts. In der niederdeutschen Fassung heißt es demgegenüber: Ein
Gesetz rtigelt, wo dat Lannesverfatungsgericht organisiert is un wo dat vörtaugahn
hett. Ein weiteres Beispiel. Art. 68, Abs. 5 lautet: Der Landesrechnungshof übermittelt
jdhrlich das Ergebnis seiner Prüfung lder Haushalts- und lttirtschaftsfihrung, J.W .)
gleichzeitig dem Landtag und der Landesregierureg. In der niederdeutschen Version
heißt es: De Lannesräknungshoff gffi einmal int Johr den Landdag un de Lannes-
regierung Bericht darewer, wat hei bi sin Unnersäuken rutkrägen hett. Geradezu
barocke Ausmaße nimmt das Prinzip der Denominalisierung in der Übersetzung von
Art.24 an. Die Überschrift des Ausgangstextes lautet: Indemnitöt, Immunität, Zeugnis-

verweigerungsrecht. Jirgen Gundlach übersetzt: Dat de Aforrerten unbesorgtfri nah

ehr Meinen in den Landdag debattieren un afstimmen kenen, dat gegen ehr nich so

einfach gerichtlich un polizeilich vörgahn warden dörf, un wo@wer sei nich Tügnis
aJleggen bruken. Schließlich wird dieses Prinzip auch auf Substantivkomposita ohne
deverbative Bestandteile angewandt. Dabei wird das Grundwort mit einem einzelnen
Lexem wiedergegeben, das Bestimmungswort jedoch vermittels eines Relativsatzes
übersetzt. Dazu lediglich ein Beispiel. In Art. 61 des Originals ist von den Landes-
betrieben die Rede. Dieses Kompositum wird mit Betriebe, de dat Land hüren iber-
setzt.

Unter den phraseologischen Einheiten stehen die Nominalphrasenphraseme den

Komposita am nächsten. Dabei handelt es sich häufig um phraseologische Termini. Zu
diesen gehören überplanmä/lige Ausgaben und au/Serplanmäfiige Ausgaben (Art. 63).

Diese Terme werden von Gundlach nicht selten nach dem Muster des letztgenannten
Beispiels übertragen. Der substantivische Teil, der Kopf der Phrase, wird durch ein
Substantiv, der adjektivische Teil, das Kopfadjunkt, durch einen Relativsatz wiederge-
geben: Utgaben..., dei ewer den Plan liggen un ni dataukamen. Phraseologische
Termini werden von Gundlach allerdings auch mit einer weit über den Einsatz von
Relativsätzen hinausgehenden Denominalisierungsstrategie ins Niederdeutsche übertra-
gen. Dazu zwei Beispiele. Zuden in demokratischen Verfassungen und auch im politi-
schen Diskurs benutzten phraseologischen Termini gehört auch der polylexikalische
Term politische Willensbildurg. So heißt es in Art. 3, Abs. 4 des Originaltextes: Par-
teien und Bürgerbewegungen wirken bei der politischen llillensbildung des Volkes mit.
In der niederdeutschen Fassung hat dieser Abs. folgenden Wortlaut: Parteien un
Börgerbewögungen helpen mit, da dat Volk sick sinen eigen politischen l4/illen billen
kann, d. h. der phraseologische Terminus wird vermittels einer Verbalphrase - sict
sinen eigen politischen l4/illen billen kenen - wiedergegeben. Innerhalb eines juris-
tischen Kontextes zählt auch freier Zugang zt den phraseologischen Termini. Die
mecklenburg-vorpommersche Verfassung garantiert in Art. 12, Abs. 2 den freien Zu-

ts Ob es sich bei Verlahren um ein genuines Substantiv oder nicht doch um einen substantivierten
Infinitiv, also um ein Deverbativum im weiteren Sinne handelt, wäre selbstverständlich zu disku-
tieren. Im obrgen Beispiel gehe ich von der ersten Interpretation aus.
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gangzv den Naturschönheiten des Landes. Entsprechend heißt es: Derfreie Zugang zu

ihnen lNaturschönheiten, Ll/tilder, Fluren, Alleen, Binnengewässer, die Meeresküste
mit den Haff- und Boddengewässern, J.W.l wird gewährleistef. Jürgen Gundlach
übersetzt: Jedwederein möt dor lan de Schönheit von de Natur, den Wald, de

Feldmarken, de Alleen, an de Binnenseen, de lütten un groten Waterlöp, de Waterkant
mit de Haffs un de Boddens, J.W.f ewerall ok rankamen kenen. Entsprechend der
Denominalisierungsstrategie wird hier freier Zugang zu ewerall rankamen kenen t6.

Im Rahmen seiner/ihrer Zustöndigkeit(enl ist ein Adverbialphrasem, das in juristi-
schen Texten sowie in Verwaltungstexten häufiger auftaucht. Dies gilt auch frir die
mecklenburgisch-vorpommersche Verfassung. In Art. 1l heißt es: Das Land Mecklen-
burg-Vorpommern wirkt im Rahmen seiner Zuständigkeiten an dem Ziel mit,... Auch
hierbedient sich Gundlach der Denominalsierungstrategie und übersetzt das Adverbial-
phrasem mit einem Nebensatz: Dat Land Mecklenburg-Vorpommern wirkt mit dorbi,
dat ..., sowit dat in sine Taustönnigkeitfi)llt. Dieselbe Strategie, wenngleich mit einem
etwas anderen Resultat, wendet Jürgen Gundlach bei der Übersetzung von Art. 12, Abs.
I an. Im Original heißt es: Land, Gemeinden ... schützen und pJlegen im Rahmen ihrer
Zustdndigkeiten ...|n der niederdeutschen Version lautet diese Passage: Land, Gemei-
nen ... hägen un pldgen, sowit se taustännig sünd, ...

Zu den in der Verfassung vorkommenden polylexikalischen Einheiten gehören
satzwertige Phraseologismen. Unter diesen finden sich einige, die überzufällig häufig
in juristischen Texten vorkommen und daher als ,fachsprachlich' zu werten sind. Ein
typischer gerade in Verfassungen sehr frequenter Vertreter dieser fachsprachlichen
Syntagmen ist Das Nähere regelt das Gesetz, ein satzwertiges Fachphrasem, das in der
mecklenburgisch-vorpommerschen Verfassung in genau dieser Form als letzter Absatz
in nicht weniger als 17 von insgesamt 80 Artikeln nachweisbar istr7, in einigen weiteren
Fällen wie z. B. Art. 20, Abs. 2 zwar keinen eigenen Absatz bildet, diesen aber doch
abschließt. Nur an wenigen Stellen wird der Phraseologismus leicht variiert wie z. B. in
Art. 63, Abs. l, wo derselbe in Form einer Kann-Bestimmung auftaucht, oder in Art. 1

Abs. 3, wo das Subjekt des Satzes durch ein Adpositionalgefüge attribuiert wird: Die
Landesfarben sind blau, weifi, gelb und rot. Das Ndhere über Landesfarben und
Landeswappen sowie deren Gebrauch regelt das Gesetz. Jürgen Gundlach überträgt
dieses Fachphrasem in drei Varianten ins Niederdeutsche: mit lediglich zwei Ausnah-
men mit Dat Negere rägelt dat Gesetz, einmal mit Negeres rägelt dat Gesetz (Art. 6,
Abs. 4) und ein weiteres Mal vermittels einer Passivkonstruktion: Negeres ewer de

l7

Im Übrigen ist daraufhinzuweisen, dass Gundlachs Übersetzung an dieser Stelle den Originaltext nur
unzureichend wiedergibt. Dass der freie Zugang ein durch die Verfassung garantiertes und daher
ernklagbares Recht ist, kommt in der nrederdeutschen Version nur bei einer wohlwollenden Interpre-
tation zum Ausdruck.

Das häufige Vorkommen dreses Fachphrasems gerade in Verfassungen ist trivialerweise daraufzu-
rückzuftihren, dass eine Verfassung lediglich einen allgemernen Rahmen vorgeben, nicht aber alle
Gesetze, die diesen Rahmen ausfüllen, enthalten kann.

l6
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Farben un dat ll/appen von dat Land, un wennihr sei bruukt warden, ward dörch

Gesetz rögelt (Art. 1, Abs. 3).

Dass Gundlach sich an zahlreichen Stellen seiner Übersetzung Strukturen der ge-

sprochen Sprache annähert, habe ich bereits betont. Abschließend möchte ich noch kurz

auf eine bereits zitierte Stelle, nämlich Art. 13, zu sprechen kommen, an der sich nicht
nur die oben erwähnten lexikalischen, sondem auch die syntaktischen Kompromisse,
die er eingeht, deutlich zeigen lassen. In der niederdeutschen Fassung beginnt der Art.
folgendermaßen: Dat Frugens un Männer würklich gliekstellt warden, dorJör hebben

Land, Gemeinden, Kreise un de annern Drögers von de öffentliche Verwaltung tau

sorgen. Hier ist die anaphorische Wiederaufnahme des Objektsatzes vermittels des

Pronominaladverbs dorfi)r ein deutliches Kennzeichen flir eine Annäherung an die ge-

sprochene Sprache. In der schriftlichen Sprache dagegen gibt es in entsprechenden

Fällen eine eindeutige Präferenz für die kataphorische Verknüpfung, die selbst-
verständlich auch im Niederdeutschen möglich ist: Land, Gemeinden, Kreise un de

annern Drägers von de öffentliche Ver-vvaltung hebben dorfi)r tau sorgen, dat Frugens
un Mcinner würklich gliel<stellt warden. Indem Gundlach jedoch nicht wie folgt formu-
liert: Dat Frugens un Männer würklich gliekstellt warden, dor .hebben Land, Ge-

meinden, Kreise un de annern Drögers von de öffentliche Verwaltungfor tau sorgen,
meidet er indes ein typisches Merkmal der gesprochenen Sprache Norddeutschlands
und nicht zuletzt des gesprochenen Niederdeutsch, wenn er die prinzipiell mögliche
Spaltung der Konstituente dorfi)r umgeht.

5. Wie bereits einleitend begründet, ist trotz des Art. 16, Abs. 2, in welchem es um den
Schutz und die Förderung des Niederdeutschen durch das Land Mecklenburg-Vorpom-
mem geht, Jürgen Gundlachs Übersetzung genau genommen ein Gag. Daran ändert
auch die Feststellung nichts, dass die Übersetzung überwiegend als gelungen zu bewer-
ten ist. Manchen Puristen mag die eine oder andere Wendung missfallen, doch wenn
man die Aufgabe emst nimmt, einen juristischen Text in eine nicht standardisierte und
vor allem gesprochene Sprache wie das Niederdeutsche zu übertragen, muss man die
sprechsprachliche Ebene verlassen und sich den Erfordemissen, die ein juristischer
Text mit sich bringt, soweit als möglich anpassent8. Obwohl Jürgen Gundlach in dieser
Hinsicht an einigen Stellen meines Erachtens noch nicht weit genug geht und auf
Kosten der Präzision unnötige Konzessionen an den Stil der gesprochenen Sprache
macht, zeigt er einen Weg auf, den jeder zu gehen hat, der die herkömmlichen Domä-
nen des Niederdeutschen um die Domäne der Jurisprudens erweitern möchte.

ra Ahnliche Prozesse hat es in der Sprachgeschichte immer wieder gegeben. Hinsichtlich der euro-
päischen Sprachgeschichte ist hier zuvörderst dre im späten Hochmittelalter beginnende Ablösung des
Lateinrschen durch die Linguae Matemae in weiten Bereichen der Schriftlichkeit zu nennen. Dass der
Zugewinn der einschlägigen Domänen nicht nur zu einer Erwerterung des Lexikons geführt, sondem
auch das Arsenal der regelhaften syntaktischen Strukturen erweitert hat, zeigt sich z. B. an am latei-
nischen Prestrgemuster - etwa der Ablativform des lateinischen Gerundiums - orientierten und heute

oft hochgradig grammatikalisierten Strukturen wie in Anlehnung an ..., in Anbetracht des/der... oder
unter Zurücklassung von ... (DEMSKE t I 9991).
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Allein: Ein solches Bemühen ist illusorisch. Das Niederdeutsche hat die Domäne
des Rechts ein für allemal verloren und wird sie bei allem Bemühen und trotz der
Europäischen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen nicht zurückgewinnen.
Es teilt damit das Schicksal zahlreicher anderer weniger gebräuchlicher Sprachen in
Europa unabhängig davon, ob diese in ifuer Geschichte in der Domäne des Rechts
jemals präsent waren oder nicht. In einer ähnlichen Lage wie das Niederdeutsche
befinden sich hier z. B. das Nordfriesische, das Saterfriesische, das Okzitanische, das
Ladinische oder das Kaschubische, um nur einige zu nennen, also Sprachen, die von
einer nationalen Amtssprache überdacht werden und in denen es - von vielleicht noch
auffindbaren extrem seltenen Ausnahmen einmal abgesehen - monolinguale Sprecher,
welche die überdachende Sprache nicht beherrschen, nicht mehr gibt. Doch es gibt
Ausnahmen und zwar auch bei durchweg bilingualen Minderheiten. Eine wichtige
Voraussetzung ist dabei stets eine starke Autonomiebewegung und so etwas wie eine
ethnische Identität, über welche sich eine solche Sprachminderheit selbst definiert und
sich von der Mehrheitsbevölkerung abgrenzt. Solche Bedingungen sind z. B. in
Katalonien gegeben, weshalb auch das Katalanische gute Chancen hat, sich in der
Domäne der Jurisprudenz fest zu verankem. Das Niederdeutsche aber existiert unter
deutlich anderen ökologischen Bedingungen, welche eine Rückgewinnung der Domäne
des Rechts unrealistisch und aussichtslos erscheinen lassen.
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